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Ueber die Proceßmaxime im Merwaltungsrechts- 
ſtreite. 


(Schluß.) 


Auch für das Gebiet des öffentlichen Rechts kann daher das 
Weſen eines Rechts der Staatsangehörigen nur in der ſtaatlich ver⸗ 
bürgten freien Möglichkeit gefunden werden, ein unmittelbar und 
zunächſt ihrem perſönlichen Intereſſe dienliches Thun oder Laſſen des 
Staats zu beanſpruchen, um innerhalb der gezogenen Grenze des Ge⸗ 
nuſſes für ſich inſoweit Nutzen daraus zu ziehen, als fie wollen und 
für gut finden. 

Es wäre ein vollkommener innerer Widerſpruch, von den öffent⸗ 
lichen Rechten der Staatsangehörigen behaupten zu wollen, daß die 
Berechtigten dem Verpflichteten gegenüber rechtlich genöthigt, d. i. ver⸗ 
pflichtet ſeien, ihr Recht zu gebrauchen. Die ſelbſtſtändige, freie Ent⸗ 
wicklung der Menſchen, die das Recht gerade ermöglichen und als 
möglich verbürgen ſoll, wäre damit vollſtändig vereitelt, damit aber 
auch die ganze Idee des Rechts ſelbſt. Zwar gibt es öffentliche Rechte 
der Staatsangehörigen, deren ſubſtanzieller Inhalt vielleicht auch als 
Pflicht conſtituirt werden könnte, z. B. alle Wahlrechte der Einzel⸗ 
perſonen. Allein iſt ein ſolcher Inhalt einmal ſtaatlich als ein Recht 
der Staatsangehörigen geſetzt, fo iſt entſchieden damit ausgedrückt, 
daß dasſelbe zunächſt und unmittelbar im eigenen Intereſſe der lebenden 
Staatsangehörigen und ſomit zum Gebrauch nach ihrem Ermeſſen 
gegeben iſt, wozu noch kommt, daß politiſche Functionen, deren Aus⸗ 
übung eine Aeußerung der menſchlichen Perſönlichkeit in ihrem innerſten 
ſittlichen Gehalte iſt, nicht erzwungen werden können, ſondern frei 
ſein müſſen. 

Ganz in gleicher Weiſe muß es ſich auch mit den öffentlichen 
Rechten des Staats verhalten. Nur wirkt hier die beſondere Beſchaf⸗ 
fenheit der Staatsperſönlichkeit auf die Ausübung ihrer Rechte modi⸗ 
ſietrend ein. Die Staatsperſönlichkeit iſt nämlich als eine ſogenannte 
juriſtiſche Perſönlichkeit an ſich willens⸗ und handlungsunfähig. Sie 
bedarf daher zur Erkennung und Verwirklichung der Zwecke ihrer 
Eriſtenz und Entwicklung der Vertretung durch lebende Perſonen. 
Indem ſolche dieſe Vertretung übernehmen, werden ſie der Staats⸗ 
perſönlichkeit rechtlich verpflichtet, deren Zwecke gut zu beſorgen, alſo 
rechtlich genöthigt, nicht allein für den Staat über deſſen Rechte zu 


ſeinem Beſten zu disponiren, ſondern auch die von ihm geſetzlich aner⸗ 
kannten Rechtspflichten gegenüber den zum Staate gehörigen lebenden 
Einzelperſönlichkeiten um ſo mehr pünktlich zu erfüllen, als überall im 
Rechtsleben Rechte und Pflichten ſich gegenſeitig bedingen. 

Wenden wir das Geſagte auf eine conſtitutionelle, dem Geſetze 
gleich jedem Einzelnen unterſtehende Staatsregierung und Verwaltung 
an, ſo erhellt, daß es keineswegs in der Willkür derjenigen lebenden 
Perſonen liegt, welche dieſe repräſentiren, über die Staatsrechte nach 
freiem Belieben zu disponiren, ſondern daß ſie dieſelben ſo, wie es 
das Wohl der Staatsperſönlichkeit erheiſcht, und für dieſe ausüben 
müſſen. Dieſen Vertretern als lebenden Perſonen liegt alſo die Dis⸗ 
poſition über die Staatsrechte zu Gunſten des Staats in der That 
als eine Rechtspflicht gegen den Staat ob, ohne daß aber damit 
geſagt werden könnte oder dürfte, alle öffentlichen Rechte überhaupt, 
alſo auch diejenigen der lebenden Staatsangehörigen, ſeien zugleich 
Rechtspflichten, was ein juriſtiſcher Unſinn wäre. 

Hienach dürfte als Ergebniß der Nachweis ſich darſtellen, 
daß alle öffentlichen, mit einer verwaltungsgerichtlichen Klage geſchützten 
Rechte der Staatsangehörigen förmliche Rechte im vollen Sinne dieſes 
Wortes ſind, in der Art, daß jeder ſelbſtſtändige Staatsangehörige 
über deren Gebrauch innerhalb der geſetzlichen Gebrauchsgrenze für 
ſich zu disponiren die freie Möglichkeit hat. Es muß ihm alſo auch 
zukommen, ein ſolches Recht, falls er von der Staatsverwaltung in 
ſeinem dadurch geſchützten Intereſſe verletzt worden iſt, mittelſt ver⸗ 
waltungsgerichtlicher Klage inſoweit zu verfolgen, als er es in ſeinem 
Nutzen für gut findet und will. Jedwede Bevormundung in dieſer 
Hinſicht durch das Verwaltungsgericht muß daher als ungehörig und 
mit der Selbſtſtändigkeit der Staatsbürger unverträglich erſcheinen. 

Was dagegen die Stellung der verwaltungsgerichtlich beklagten 
Verwaltung anbelangt, ſo iſt zwar richtig, daß ſie dem Staate gegen⸗ 
über über die Staatsrechte nur pflichtmäßig ſo wie es das Wohl 
des Staats verlangt, und nicht nach Willkür disponiren darf; allein 
ob und inwieweit dieſe Dispoſition eine dieſem Wohle entſprechende 
iſt, darüber iſt nicht das Verwaltungsgericht, ſondern der auf dem 
Grunde der Miniſterverantwortlichkeit beſtehende Staatsgerichtshof zu 
urtheilen berufen. Dem einzelnen Staatsangehörigen gegenüber, und 
folglich auch im Verwaltungsrechtsſtreite vor dem Verwaltungsgericht 
muß daher der Verwaltung ebenfalls die freie Dispoſition über das 
betreffende Staatsrecht innerhalb der geſetzlichen Gebrauchsgrenze zuge⸗ 
ſtanden und ſomit auch ihr gegenüber jede Bevormundung durch das 
Verwaltungsgericht ausgeſchloſſen werden. 

Nehmen wir zur Erläuterung den Fall: Die Staatsverwaltung 
hat fortan eine ziemlich veraltete Beſteuerung der Staatsangehörigen 
vorzunehmen, deren Nachtheile allgemein anerkannt find. Mit vollem 
Bewußtſein ihrer Verantwortlichkeit beſteuert ſie darum unter Anderen 
auch den A. geringer als das noch geltende Geſetz will. A. glaubt 
aber gar keine Steuer ſchuldig zu ſein und erhebt verwaltungsgericht⸗ 
liche Klage dagegen. Sollte nun das Verwaltungsgericht von Amts⸗ 
wegen auf die dem Geſetz entſprechende höhere Steuer erkennen müſ⸗ 
ſen? Oder: die von A. beſtrittene Steuerforderung zeigt ſich als durch 
einen noch zu erbringenden Beweis einer Thatſache bedingt, den zu 


erheben aber die Verwaltung abſichtlich unterlaſſen hat, weil er ihr 
mhr Arbeit und Zeitverluſt verurſachen würde, als der Streitgegen⸗ 
ftand dem Staate nützen kann. Soll demungeachtet das Verwaltungs⸗ 
gericht dieſen Beweis von Amtswegen erheben laſſen müſſen? d 

Aus welchem Grunde ſollte überhaupt das Verwaltungsgericht 
die Verwaltung der öffentlichen Rechte des Staats beſſer verſtehen, 
als die für deren guten Gebrauch dem Staate verantwortliche Regie⸗ 
rung und deren Verwaltung ſelbſt? Aus welchem Grunde ſollte das⸗ 
ſelbe das freie Ermeſſen der Staatsbürger in Gebrauch ihrer öffent⸗ 
lichen Rechte zu dominiren und bei Verfolgung vor Gericht weiter zu 
gehen berufen ſein, als dieſe ſelbſt wollen? Uns dünkt nach all dem: 
die Stellung der ſtreitenden Parteien zu den von ihnen im Verwal⸗ 
tungsrechtsſtreite verfolgten öffentlichen Rechten verlangt die Aus⸗ 
ſchließung der ſogenannten Unterſuchungs⸗ und die Aufftellung der 
ſogenannten Verhandlungsmaxime. h 

2. Das Gleiche verlangt aber auch die Stellung des Richters 
zu den ſtreitenden Parteien und ſeine eigene Aufgabe. Obgleich die 
Rechtsordnung ſich in ihrer conereten Verwirklichung durchgehends in 
Rechten und Pflichten beſtimmter Perſönlichkeiten, alſo in Anerkennung 
unmittelbarer Intereſſen derſelben expliciren muß, ſo beſteht ſie ſelbſt 
doch nicht wegen des Intereſſes einzelner Perſönlichkeiten als ſolcher, 
ſondern wegen der im Staate ſich darlebenden ganzen menſchlichen 
Gemeinſchaft, für deren Geſammtentwicklung ſie die harmoniſch geord⸗ 
neten Bedingungen geben will. Selbſt die ſogenannten Privat⸗ 
intereſſen der Einzelnen werden in Geſtalt des Privatrechts nur 
inſoferne von ihr in ihr Bereich gezogen, als die freie Möglichkeit 
ihres Genuſſes wenigſteus mittelbar zugleich im Intereſſe der Ent⸗ 
wicklung des Ganzen liegt, z. B. der Schutz des Eigenthums, der 
obligatoriſchen Verträge. Daher gilt denn auch die Aufrechterhaltung 
der Rechtsordnung, deren Wiederherſtellung im Falle einer Verletzung 
als Staatsſache. Welche Staatseinrichtung zu dieſem Behufe im 
Allgemeinen und beſonders für ſtreitige Rechtsverletzungen als allein 
dienlich zu erachten iſt, darüber kann wohl kein Zweifel beſtehen. Hat 
das Verwaltungsgericht die Aufgabe, den von den Einzelnen gegen 
die Verwaltung als ſolche erhobenen Verwaltungsrechts ſtreit zu 
ſchlichten, ſo iſt klar, daß die urtheilende Thätigkeit des Gerichts durch 
die Streitenden ſelbſt weſentlich bedingt und begrenzt ſein muß. In 
ſo weit eine Sache nicht ſtreitig iſt, berührt ſie auch nicht die Auf⸗ 
gabe des Gerichts. Ebenſo aber kann füglich den ſtreitenden Parteien 
ſelbſt überlaſſen werden, die Begründung ihres verfolgten Rechts wahr⸗ 
zunehmen, weil jeder Theil ſein Recht am beſten kennen und die 
dafur ſprechenden Geſichtspunkte am geeignetſten darzulegen im Stande 
iſt. Die amtliche Unterſuchung an die Stelle der Parteiverhandlung 
zu ſetzen, heißt in der That nicht allein zwecklos über das Bedürfniß 
hinausgehen, ſondern auch den Richter in eine Lage verſetzen, in 
welcher er ſeine abſolut nöthige Unparteilichkeit kaum rein erhalten 
kann. Man denke ſich doch nur einen Richter, der von Amtswegen 
nicht nur nach den Thatſachen zu forſchen, welche das beſtrittene Recht 
begründen können, ſondern ſogar für die Auffindung und Beiſchaffung 
der Mittel zu ſorgen hat, durch welche dieſe Thatſachen erwieſen wer⸗ 
den, alſo mit einem Worte, für beide Theile zugleich und in gleichem 
Maße den Sachwalter zu machen hat, und frage ſich alsdann, ob 
eine ſolche Aufgabe mit ſeinem eigentlichen Amte als Streitrichter 
verträglich ſei? Keine Art von Gericht bedarf im Hinblick auf die im 
Streit befaugenen Gegner fo ſehr aller nur möglichen Garantien der 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit, als gerade das Verwaltungsgericht. 

Iſt es doch für den Verwaltungsrichter bei der Maſſe der 
täglich neu auftauchenden und verſchwindenden Verwaltungsgeſetze, die 
aller Orten zerſtreut und unmöglich zu codificiren ſind, ſchon ſchwierig 
genug, nur das Geſetz jeweils aufzufinden, unter welches das Partei⸗ 
vorbringen zu ſubſumiren iſt. Da gerade für die verwaltungsgericht⸗ 
liche Klage das Geſetz die ausſchließliche Quelle iſt, ſo fragt es ſich 
in der That, ob die ausdrückliche Citirung des angeblich verletzten 
Geſetzes durch den Kläger nicht als formelles Requiſtt jeder verwal⸗ 
tungsgerichtlichen Klage aufgeſtellt werden ſollte (Citirmethode), wie 
dies z. B. bei den altrömiſchen legis actiones der Fall war. Die 
richterliche Unparteilichkeit und die Klarheit der Rechtslage, ja das 
Anſehen und die Kraft des Geſetzes ſelbſt würden dadurch ungemein 
gewinnen. Vielleicht würde dadurch auch der Staatsverwaltung die 
bange Scheu benommen werden, ſich überhaupt auf Einführung und 
Zulaſſung einer förmlichen Verwaltungsrechtspflege einzulaſſen. 

Uns dünkt alſo: auch die Stellung des Richters zum Verwal⸗ 
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tungsrechtsſtreite erfordert die Verhandlungsmaxime. Die Beachtung 
des Staatswohls kann bei Verhandlung dieſes Streites mit vollſter 
Beruhigung der dem Staate verantwortlichen Verwaltung anvertraut 
bleiben; das Intereſſe des Einzelnen aber befindet ſich, lediglich ſeiner 
Dispoſition und Obhut anvertraut, ebenfalls in den beſten Händen. 
Möge der Richter ſich daher im Weſentlichen auf's Richten beſchrän⸗ 
ken; ſich von Amtswegen über das ſtreitige Sachverhältniß die nöthige 
Klarheit zu verſchaffen (Fragerecht) kann ihm natürlich nicht benom⸗ 
men ſein. 

i 3. Allein wollte man auch für den Verwaltungsgerichtsproceß 
in Billigung der von uns bekämpften Theorie der öffentlichen Rechte 
die Unterſuchungsmaxime aufitellen, wie dies z. B. für Baden geſchehen 
ift, jo darf man ſicher fein, daß fie im Leben nicht durchgeführt wird, 
wie dies auch in Baden nicht geſchieht. Die öffentlichen Rechte der 
Staatsangehörigen können in Wirklichkeit nicht nach den Lehren jener 
Theoretiker behandelt werden, und Verordnungen, die ſolcher Theorie 
entſprechen, ſcheitern eben einfach an der Realität der Verhäͤltniſſe. 
Denn zum Glück geht das Leben ſeinen Gang, auch wenn ſein Grund 
und Weſen nicht erkannt oder verkannt wird. Wo blieben die Schö⸗ 
pfungen der Kunſt und der Sittlichkeit, wenn fie durch die Erkenntniß 
deſſen bedingt wären, was Grund und Weſen des Schönen und 
Guten iſt? Aehnlich verhält es ſich auch mit dem Recht. Auch in 
Grund und Weſen mißkannt, äußert es doch ſeinen naturgemäßen 
Einfluß im Gange menſchlicher Entwicklung. Denn fo viel auch die 
Geſetzgebung vermag, die Natur des Rechts zu ändern ſteht nicht in 
ihrer Macht. Irrt ſie ſich in deren Erkenntniß, ſo wird ſie ſich eben 
auch in der Wahl der Mittel zur ſicheren Verwirklichung des Rechts 
vergreifen und folglich deſſen Zweck, wenn ſie ihn anders in Wahr⸗ 
heit will, nur mangelhaft erreichen. Der Verwaltungsrichter aber wird 
durch die Unvollkommenheit der Inſtitution nur um ſo weniger der 
Anforderung ſeines Amtes enthoben, ſich über die juriſtiſche Natur 
des ſtreitigen Rechtes in's Klare zu ſetzen, da er ohne genaue Er⸗ 
kenntniß derſelben ſeiner Aufgabe nimmer gerecht werden kann. Und 
eben in dieſer Nöthigung zu einer techniſch⸗juriſtiſchen Behandlung 
auch des öffentlichen Rechtsſtoffes dürfte ein weſentlicher Segen liegen, 
den jeder auch noch ſo unvollkommene Verſuch einer beſonderen Verwal⸗ 
tungsrechtspflege im Gefolge hat. Der Idee des Rechts wird dadurch auch 
auf einem Gebiete des menſchlichen Lebens methodiſch die Bahn ge⸗ 
brochen, wo man bisher vorherrſchend nur äußere Macht und par⸗ 
teiiſche Tendenz walten zu ſehen gewöhnt war. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verleihung einer auf ſogenannte Kiefelarbeiten beſchränkten 
Zimmermanns⸗Gewerbsconceſſton iſt unzuläſſig. 


Albert H. wollte ein Zimmermeiſtergewerbe für die Uebernahme 
der ſogenannten Kiefelarbeiten (kleine Arbeiten, Reparaturen) ausüben. 
Die Gemeinde G. wo er dieſes Gewerbe auszuüben beabſichtigte, hatte 
gegen feine Conceſſionirung nichts einzuwenden; dagegen aber bemerkte 
die Genoſſenſchaft, daß H. ſeit 1866 nur als Kiefelgefelle bei den 
Meiſtern vor den Linien Wiens beſchäftigt ſei. Kiefelgeſellen befaffen 
ſich nur mit kleinen Reparaturen, gehören in die letzte Kategorie des 
Geſellenſtandes und erreichen daher nicht annähernd die nach § 23 
der Gewerbe⸗Ordnung erforderliche Befähigung. Die Gewerbe⸗Ordnung 
kenne keine Abſtufung in der Zimmermeiſterconceſſion. 

Der Bezirkshauptmann von H. und die Statthalterei wieſen den 
Bittſteller ab, weil er die porgeſchriebene praktiſche Befähigung der⸗ 
malen noch nicht genügend nachzuweiſen vermöge. 

Im Miniſterial⸗Recurſe führte H. an, daß er nicht ein Zimmer⸗ 
meiſtergewerbe anſtrebe, ſondern nur die Conceſſion als befugter Zim⸗ 
mermann für die unter Kiefelarbeiten begriffenen kleineren Arbeiten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 1. October 1871, 
3. 13.166 der Berufung des Albert H. keine Folge gegeben, „weil 
eine auf der Ausführung der ſogenannten Kiefelarbeiten, d. i. kleinerer 
Baulichkeiten, Reparaturen ꝛc. beſchränkte Gewerbsconceſſton, wie fie 
Recurrent anſtrebt, geſetzlich unzuläſſig iſt, indem der § 23 Gewerbe⸗ 
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Ordnung eine ſolche Kategorie von minder berechtigten Gewerbsleuten zwei von der Generalverſammlung gewählten Actionären zu fertigen, welche auch die 

nicht kennt und weil dem Genannten zur Erlangung eines förmlichen Serutatoren wählt. 
Zimmermeiſtergewerbes die nach demſelben Paragraphe der Gewerbe⸗ §. Der Generalverſammlung werden folgende Gegenſtände zur Beſchluß⸗ 
Ordnung erforderliche Befähigung ae a Pf. faſſung vorbehalten: 1. Die Genehmigung der Jahresrechnungen, der Bilanz und 
ö der Borfchläge zur Gewinnvertheilung. 2. Die Aufnahme von Darlehen (in der Höhe 
von über .. ). 3. Die Erhöhung des Grundcapitals innerhalb der Grenzen des 
§. . . 4 Die Genehmigung von Auslagen, welche nach dem vom Aufſichtsrathe 
geprüften Voranſchlage den Betrag von . . . überſteigen. 5. Die Ernennung 
Formulare und Entlaffung des Directors (Verwalters, Fabriksleiters) und die Beftimmung der 
j V Bezüge desſelben. 6. Die Bewilligung von Nemunerationen für die Mitglieder des 
für Statuten von Actiengeſellſchaften zum Baue und Betriebe von Fabriken Verwaltungs- und Aufſichtsrathes, dann die Beamten und Diener. 7. Die Wahl des 
behufs Erzeugung von Runkelrübenzucker, von Dampfmühlen in Verbindung Verwaltungs- (und Aufſichts⸗) Rathes (ſowte zweier Reviſoren zur Prüfung der 
mit Brodbückereien, von Papierfabriken „ von Bräuhäufern „ von Oelfabriken, | Sahresrechnungen und Bilanzen). 8. Die Aenderung der Statuten und des Gegen- 
dann für Statuten von Actiengeſellſchaften zum Handel mit Schnitt⸗, Eiſen⸗ ſtandes der Unternehmung. 9. Die Fortſetzung der Geſellſchaft über die ſtatuten⸗ 
und gemiſchten Waaren. mäßige Dauer ($ . . ). 10. Die Auflöſung der Geſellſchaft und 11. Die B exa- 
(Zum im Blatte Nr 3 d. J. publicirten Erlaſſe des Miniſterimns des Innern vom thung, eventuell Beſchlußfaſſung über die von Actionären geſtellten Anträge ($ . .). 
2. Mai 1871, 3.5069.) Die Beſchlüſſe sub 8 und 9 bedürfen zu ihrer Giltigkeit der ftaatlichen 

(Schluß.) Genehmigung. N b 
§. Die ordentliche Generalverſammlung wählt auf die Dauer von 
Organiſation der Geſellſchaft. Jahren (eines Jahres) in den Verwaltungsrakrkh . . und in den Aufſichtsrath 
§. Die Geſellſchaft beſorgt ihre Angelegenheiten: 1. durch die Generalver⸗ 


auf die Dauer eines Jahres. . . Mitglieder. Dieſe find nach Ablauf ihrer 
verſammlung, 2. durch den Verwaltungsrath, (3. durch den Auſſichtsrath). Funetionsdauer wieder wählbar. 


2. Vom Verwaltungs rathe. 

§. Der Verwaltungsrath wählt aus feiner Mitte auf die Dauer eines Jahres 
(ſeiner Functionsdauer) den Obmann und deffen Stellvertreter. — Zu deſſen 
Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit des Obmannes und ſeines Stellvertreters und 
von wenigſtens . . Mitgliedern nothwendig. Der Verwaltungsrath faßt feine 
Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
„Vorſitzenden. — Der Verwaltungsrath verſammelt ſich über Einladung des Ob⸗ 
mannes oder ſeines Stellvertreters fo oft, als es nothwendig iſt (wenigſtens aber .). 
Deſſen Einberufung hat auch binnen längſtens . . . Tagen zu erfolgen, falls 
es. Mitglieder verlangen. — Das Sitzungsprotokoll iſt von allen Anwe⸗ 
ſenden (vom Vorſitzenden und... Mitgliedern des Vezwaltungsrathes) zu 
fertigen. 


1. Von der Generalverſammlung. 


§. Die ordentliche Generalverſammlung iſt vom Verwaltungsrathe alljährlich 
einmal, ſpäteſtens im Monate. . einzuberufen. Außerordentliche Generale 
verſammlungen find vom Verwaltungsrathe einzuberufen, ſobald es dieſer für noth⸗ 
wendig hält oder wenn dies ein oder mehrere Actionäre unter Angabe des Zweckes 
und der Gründe verlangen, deren Actienbeſitz den. . . Theil des Grundcapitals 
repräſentirt. Im letzteren Falle hat die Einberufung binnen längſtens 
Wochen zu erfolgen. 

Die Einberufung einer jeden Generalverſammlung iſt wenigſtens 
Tage vorher in den öffentlichen Blättern ($ . . ) unter gleichzeitiger Bekanntgabe 
des Programmes, des Ortes und der Stunde des Beginnes zu verlautbaren. Anträge 
auf Erhöhung des Grundcapitals über die ſtatutenmäßig feſtgeſetzte Grenze (§0 . .) 
auf Abänderung der Statuten, auf eine die ſtatutenmäßige Grenze überſchreitende $. Der Verwaltungsrath ift der Vorſtand der Geſellſchaft im Sinne der Art. 
Ausdehnung oder Einſchränkung des Gegenſtandes der Unternehmung, auf Fortſetzung 227241 H. G. Als ſolchem obliegt demſelben insbeſondere: 1. Die Geſellſchaft 
der Geſellſchaft über die ſtatutenmäßige Dauer (9 . ) oder auf deren Ablöfung find gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 2. Die Firma der Geſellſchaft giltig in 
in das Programm ihrem weſenklichen Inhalte nach aufzunehmen. In das Programm der Weiſe zu fertigen, daß unter die von wem immer geſchriebene oder mit einer 
find auch jene Anträge von Ackionären aufzunehmen, welche wenigſtens. . . Tage Stampiglie vorgedruckte Firma collectiv zwei (drei) Mitglieder des Verwaltungs rathes 
vor der Einberufung der Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe überreicht oder (Beiſatz für Geſellſchaften, deren Director [Fabriksleiter, Verwalter, Beamte] 
worden find. Ueber Anträge, welche auf diefe Weiſe nicht angekündigt worden ſind, durch eine ihm ertheilte und in das Handelsregiſter eingetragene Procura zur Col⸗ 
können Befchlüffe nicht gefaßt werden; hievon iſt jedoch der Beſchluß über den in lectivfertigung der Firma ermächtigt ift) ein Mitglied (zwei Mitglieder) des Verwal⸗ 
einer Generalverſammlung geſtellten Antrag auf Berufung einer außerordentlichen Ge⸗ tungsrathes und der Director (Fabriksleiter, Verwalter, Beamte), falls dieſer eine 
neralverſammlung ausgenommen. regiſtrirte Collectivprocura beſitzt, ihre Namensfertigung beiſetzen. Der Procuriſt hat 

§. In der Generalverfammlung entfällt auf jede Actie eine Stimme. (Der | einem Namen einen die Procura andeutenden Zuſatz beizufügen. 3. Die Einberufung 
Beſitz von e. . . Aetien gibt das Recht auf eine Stimme.) Die Bevollmächti⸗ der ordentlichen und außerordentliche Generalverſammlungen. 4. Die Verwaltung 
gung iſt geſtattet (Doch kann Niemand im eigenen oder fremden Namen mehr als des geſammten Vermögens der Geſellſchaft und deſſen Evidenzhaltung, die Ueber⸗ 
8 Stimmen in feiner Perfen vereinigen.) Frauen üben ihr Stimmrecht durch wachung der Geſchäftsführung, infoferne dieſelbe den Bedienſteten der Geſellſchaft 
Bevollmächtigte, Pflegebefohlene und juriſtiſche Perſonen durch ihre geſetzlichen, nach der denſelben vom Verwaltungsrathe ertheilten Inſtruction obliegt. 5. Dafur zu 
beziehungsweiſe ſtatutariſchen Vertreter aus, wenn dieſe auch nicht Actionäre find. ſorgen, daß die erforderlichen Bücher der Geſellſchaft geführt werden. 6. Die Vorlage 

§. Die Generalverſammlung ift beſchlußſähig, ſobald in derſelben wenigſtens der Jahresrechnung, der Bilanz und der Vorſchläge zur Gewinnvertheilung nach 
8 Actionäre anweſend find, welche im eigenen oder fremden Namen erfolgter Prüfung durch den Aufſichtsrath an die ordentliche Generalverſammlung. 
Stimmen repräſentiren. Sind nach Ablauf einer Stunde nach der zum Beginne feſt⸗ 7. Die Suependirung des Directors (Fabriksleiters, Verwalters), die Ernennung, 
geſetzten Zeit die Verſammelten nicht beſchlußfähig, fo hat eine neuerliche Einberufung Suspendirung und Entfaffung der übrigen Bedienſteten, und die * der 
der Generalverſammlung mit Beibehaltung desſelben Programmes ſtattzufinden, Bezüge derfeiben. 8. Die Aufnahme von Darlehen (bis zur Höhe von . ). 
welche ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden Actionäre und die Zahl der von 9. Der Beſchluß über Auslagen, für welche nach dem vom Aufſichtsrathe geprüf ften 
denſelben vertretenen Stimmen giltige Beſchlüſſe faſſen kaun. — Die Abſtimmung Voranſchlage der Aufwand nicht mehr als . . . beträgt. 
geſchieht mündlich und es entſcheidet (die Fälle des Art. 215 H. G. ausgenommen) 
die abſolute Stimmenmehrheit. Bei gleichen Stimmen entſcheidet die Stimme des (3. Vom Aufſichtsrathe.) 
Vorſitzenden. (Nur die Beſchlüſſe auf Erhöhung des Grundcapitals über die ſtatuten⸗ (Die Beſtellung des Aufſichtsrathes iſt nach Art. 225 H. G. nur dem faculta⸗ 
mäßig feſtgeſetzte Grenze ($_ ..), dann auf Aenderung der Statuten und des Ge- | tiven Ermeſſen der Conceſſionäre überlaſſen.) 
genſtandes der Unternehmung, auf Fortſetzung der Geſellſchaft über die ſtatutenmäßige §. (Die Mitglieder der Aufſichtsrathes wählen für die Zeit ihrer Functions⸗ 
Dauer (§ .) und deren vorzeitige Auflöſung bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Zu⸗ dauer aus ihrer Miite den Präſidenten und Vicepräſidenten, welchen die Anberau⸗ 
ſtimmung von zwei Drittheilen der in der Generalverſammlung vertretenen Stimmen.) mung der Sitzungen obliegt, jo oft, als es nothwendig iſt, und wenn es. 

Mitglieder des Aufſichtsrathes oder der Verwaltungsrath verlangen. — Der 


Die Wahlen erfolgen mittelſt Stimmzettel (von denen jeder Actionär beim Eintritte 
Aufſichtsrath beſchließt mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 


in die Generalverfſammlung jo viele erhält, als er Stimmen abzugeben berechtigt ift). 
Bei Wahlen entſcheidet die relative Stimmenmehrheit. Bei gleichen Stimmen tritt die Stimme des Vorſitzenden. Der Aufſichtsrath iſt beſchlußfähig, ſobald außer dem 
Präſidenten oder Vicepräſidenten weuigſtens. .. Mitglieder anweſend find.) 


die engere Wahl ein und es entſcheidet, falls auch hiebei Stimmengleichheit ſich ergibt, 
8. (Der Anfſichtsrath überwacht die Geſchäftsführung der Geſellſchaft in allen 


das Loos. 
$. Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der Obmann des Verwal- Zweigen der Verwaltung; er kann ſich von dem Gange der Angelegenheiten der Ge⸗ 
ſellſchaft unterrichten, die Bücher und Schriften derſelben jederzeit einſehen und den 


tungsrathes und in deſſen Verhinderung der Stellvertreter. — Das aufzunehmende 
Protokoll iſt vom Vorſitzenden, dem von demſelben beſtimmten Protokollsführer un Beftand der Geſellſchaftscaſſe unterſuchen. Er hat die Jahresrechnungen, die Bilonzen 


und die Vorſchläge zur Gewinnvertheilung zu prüfen und darüber alljährlich der Ge⸗ 
neralverſammlung der Actionäre Bericht zu erſtatten. — Er hat eine General⸗ 
verſammlung zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Geſellſchaft erforderlich ift.) 

$. (Den Mitgliedern des Verwaltungs- und Aufſichtsrathes können von der 
Generalverſammlung in Berückſichtigung einer länger andauernden Verwendung und 
erſprießlichen Thätigkeit im Intereſſe der Geſellſchaft Remunerationen bewilligt wer⸗ 
den. Im Intereſſe der Geſellſchaft gemachte baare Auslagen werden denſelben vom 
Verwaltungsrathe ſogleich vergütet.) 


Von der Bilanz ir ung, dem Reſervefonde und der Auflöſung der 
Geſellſchaft. 

§. Das Verwaltungsjahr beginnt mit dem Nach Schluß eines 
jeden Verwaltungsjahres wird die Bilanz nach Vorſchrift des Geſetzes und Fauf- 
männiſchem Gebrauche gezogen und zu dieſem Zwecke eine allgemeine Inventur mit 
vollſtändigem Verzeichniſſe der Activen und Paſſiven aufgenommen. Der nach Ab- 
rechnung ſämmtlicher Paſſiven, namentlich der fälligen Anlehen und Zinſen von An⸗ 
lehen, dann der Verluſte und nach Abſchreibung des beſtimmten Betrages für Ab⸗ 
nützung der Mobilien (und Immobilien) verbleibende Ueberſchuß bildet den zur 
Vertheilung gelangenden Gewinn. — Die (vom Aufſichtsrathe) (von den von der 
Generalverſammlung aus ihrer Mitte gewählten Reviſoren) geprüften Jahresrech⸗ 
nungen, die Bilanz und der Vorſchlag über die Gewinnvertheilung ſind acht Tage 
vor der Generalverſammlung zur Einſichtsnahme für die Actionäre aufzulegen. 

$. Von dem Reingewinne werden vorerſt . Percent zum Reſervefonde 
gewidmet, dann die von der Generalverſammlung allenfalls bewilligten Remunera⸗ 
tionen in Abzug gebracht und der Ueberreſt als Dividende unter die Actionäre nach 
Maßgabe ihres Aetienbeſitzes vertheilt. 

§. Der Refervefond iſt beſtimmt, den Abgang zu decken, falls die Geſellſchaft 
in einem Jahre Verluſte erleiden ſollte, welche das Erträgniß überſteigen. Die Bei⸗ 
träge für den Reſervefond hören auf, ſobald derſelbe die Höhe von erreicht 
hat; ſind ihm aber wieder zuzuwenden, wenn er unter dieſe Höhe ſinkt. — Der Re⸗ 
ſervefond wird ſeparat verrechnet und zu den ſtatutariſchen Geſchäften der Geſellſchaft 
verwendet. 

§. Alle aus dem geſellſchaftlichen Verhältniſſe entſtandene Streitigkeiten 
werden durch das Schiedsgericht der Handels. und Gewerbekammer zu . 
entſchieden; — oder: im ordentlichen Rechtswege ausgetragen; — oder: durch 
ein Schiedsgericht endgiltig entſchieden, welches aus zwei (vier) Schiedsrichtern und 
dem Obmanne beſteht. Jene Partei, welche die Entſcheidung einer Streitigkeit durch 
ein Schiedsgericht verlangt, hat hiemit zugleich einen (zwei) Schiedsrichter zu wählen 
und dem Gegentheile namhaft zu machen; der den zweiten (die zwei anderen) Schieds⸗ 
richter zu wählen hat. Thut er dies nicht binnen längſtens. Tagen, ſo 
beſtimmt die andere Partei auch den zweiten (die zwei andern) Schiedsrichter. Die 
Schiedsrichter wählen den Obmann, und wenn ſie ſich diesfalls nicht einigen können, 
entſcheidet das Loos unter den Vorgeſchlagenen. Das Schiedsgericht entfcheidet mit 
Stimmenmehrheit. 

§. Die Staatsverwaltung übt das Aufſichtsrecht nach Maßgabe der beſte⸗ 
henden Geſetze aus. 

§. Die Geſellſchaft kann ſich außer dem im Art. 240 H. G. angegebenen Falle 
auch vor Ablauf der ſtatutenmäßig ($ .) beſtimmten Dauer auflöſen. — Ein 
ſolcher Beſchluß, ſowie der auf Fortſetzung der Geſellſchaft über dieſen Zeitpunkt muß 
jedoch von der Generalverſammlung ein Jahr früher gefaßt werden. — Im Falle der 
Auflöfung wird das geſammte, nach Abſchlag aller Paſſiven verbleibende Geſellſchafts⸗ 
vermögen unter die Actionäre nach Verhältniß ihres Actienbeſitzes vertheilt. — Die 
Liquidation beſorgt der Verwaltungsrath nach den Beſtimmungen des Handelsgeſetzes. 


Actienformular. 
Nr. Actiencapital: 
Erhöͤhbar auf: 
Actie 
de ne. 5, 
über 
fl. ö. W. 


(in Buchſtaben) 
wodurch beſtätigt wird, daß dem N. N. in ein verhältnißmäßiger Antheil 
an dem geſammten Vermögen dieſer Geſellſchaft und deſſen Erträgniſſen zuſteht. 

ö am rn 
(Firma.) 
(Statutenmäßige Fertigung.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanzprocurator in Trieſt, Oberfinanzrathe Dr. 
Joſeph Reg nard den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath und Finanzbezirksdirector in Leitmeritz 
Mathias Guth zum Oberfinanzrathe im Gremium der böhmiſchen Finanzlandes⸗ 
direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Oberaufſeher Johann Potusek das 
ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät hat dem Bauadjuncten Georg Ptak den Titel eines Ingenieurs 
taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Alexander Lukaſiewicz 
und den mit dem Titel eines Statthaltereiſecretärs bekleideten Bezirkscommiſſär Cornel 
Winter zu Bezirkshauptmännern II. Cl. in Galizien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Karl Mann in Salzburg zum 
Oberingenienr für den Staatsbandienſt in Ober⸗Oeſterreich ernannt 


Erledigungen. 


Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle in Steiermark mit 800 fl. Gehalt, dann 
eine definitive Statthalterei⸗Conceptsadjunctenſtelle mit 500 fl. Gehalt, eventuell zwei 
proviſoriſche Statthalterei⸗Conceptsadjunctenſtellen mit je 400 fl. Gehalt, bis 6. Fe- 
bruar. (Amtsblatt Nr. 13.) 

Aſſiſtentenſtelle bei der k. k. Handels⸗ und nautiſchen Akademie in Trieſt für 
Phyſik, Chemie und Waarenkunde mit 400 fl. Gehalt, bis 20. März. (Amtsblatt 
Nr. 14.) 

Rechnungsofficialsſtelle I. Cl. beim Rechnungsdepartement der Finanzlandesz⸗ 
direction in Wien mit 900 fl. Gehalt und 250 fl. Quartiergeld im Falle der Verwen⸗ 
dung in Wien, eventuell eine Rechnungsoffteialsſtelle II. und III. Cl. mit 600 fl. und 
500 fl. und 200 fl., beztehungsweiſe 180 fl. Quartiergeld, bis 8 Februar. (Amtsbl. 
Nr. 16. 

Vorſtndeſtelke beim Prager Punzirungsamte mit 1400 fl. Gehalt, Natural⸗ 
quartier gegen Caution, bis 24. Februar. (Amtsblatt Nr. 16.) 

Finanzwach⸗Oberinſpectorsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanzlandes⸗ 
direction in Wien mit 1400 fl. Gehalt und 250 fl. Quartiergeld, bis 15. Februar. 
(Amtsblatt Nr. 16.) 

Secundararztesſtelle bei der Landeskrankenanſtalt in Olmuͤtz mit 400 fl. Re⸗ 
muneration, möblirter Wohnung und Beheizung, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 18.) 

Oberingenieursſtelle I. Cl. in Mähren mit 1500 fl. Gehalt, eventuell eine 
Oberingenieursſtelle II. Cl. mit 1300 fl. jährlich, dann im Nachrückungsfalle ſich even⸗ 
tuell erledigende Ingenieurſtellen I. und II. Cl. mit 1100 fl. und beziehungsweiſe 
1000 fl. Gehalt, bis 20. Februar. (Amtsblatt Nr. 20.) 

Ingenieursſtelle extra statum II. Cl. im oberöſterreichiſchen Staatsbaudienſte 
mit 1000 fl. Gehalt jährlich, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 20.) 

Lottoamts⸗Verwalters⸗ und Cafſtersſtelle II. Cl. beim k. k. Lottoamte in Trieſt 
mit 1365 fl. Gehalt, 200 fl. Zulage, Naturalwohnung, bis 10. Februar. (Amtsblatt 
Nr. 20.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei den politiſchen Behörden Mährens mit 600 fl. Gehalt 
jährlich, bis 20. Februar. (Amtsblatt Nr. 22) 

Ingenieursſtelle I. Cl. beim Kärntner Landesregierungs⸗Baudepartement mit 
1100 fl. Gehalt eventuell: Ingenieursſtelle II. Cl. oder Bauadjunctenſtellen I. und 
II. Cl., dann eine adjutirte Bauprakticantenſtelle, bis 5. Februar. (Amtsbl. Nr. 23.) 


Verlag von L. Heimann in Berlin, Wilhelmstrasse 84. 
Zu beziehen durch die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Spiegel- 
asse 17. 
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Historisch-politische Bibliothek 
oder Sammlung 
von Hauptwerken aus dem Gebiete der Geschichte 
und Politik alter und neuer Zeit. 
In wöchentlichen Heften zu 30 kr. österr. Währ. 
Bisher erschienen: 

Becearia, Ueber Verbrechen u. Strafen, übers. v. Dr. Waldeck. 
Buckle, Geschichte der Civilisation in England, übers. v. Dr. J. H. 

Ritter. 
Fichte, Reden an die deutsche Nation, mit Einleitung versehen v. 

Dr. E. Kuhn. 3 
Friedrich II., Antimachiavel, übers. v. Dr. Förster. r 
Humboldt, W. v., Abhandlungen über Geschichte und Politik, 

mit einer Einleitung versehen v. Dr. L. B. Förster. 2 
Hutten, Ausgewählte Gespräche u. Briefe, übers. T. Dr. Stäekel. 3 
Luther, An den christlichen Adel deutscher Nation, Hrsg. v. 
Dr. E. Kuhn. 1 
Machiavelli, Der Fürst, übers. v. Dr. Grütz macher. e 
Erörterungen über die erste Dekade des Titus Livius. 4 
Milton, Politische Hauptwerke, übers. von Dr. W. Bernhardi. 


Heft 1 u. 2. 
Mirabeau, Anklage gegen die Agiotage, übers. v. Frh. v. Rast. 122 
Monz ambano (Samuel von Pufendorf), Ueber die Verfassung des 
n deutschen Reiches, übers. v. Dr. Bresslau. 2 
Winkelmann, Geschichte der Kunst des Alterthums, m. einer Einl. 
verseh. v. Dr. J. Lessing. 6 „ 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 


